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Anrede

Um es gleich zu Beginn klar und deutlich zu sagen: Die SPD lehnt die Vorstellungen der schwarz-gelben Landesregierung zur Verschlechterung des Landespersonalvertretungsgesetzes entschieden ab. Wir stehen in dieser schweren Auseinandersetzung an der Seite der Beschäftigten des öffentlichen Dienstes und unterstützen deren Protest. Wir werden alle parlamentarischen Mittel nutzen, um deutlich zu machen, worum es hier geht: um den massiven Abbau von Teilhaberechten und die Schwächung der Personalräte und der Gewerkschaften.

Wir treten dafür ein, dass ein Herzstück sozialdemokratischer Mitbestimmung erhalten bleibt. Und wir leisten gemeinsam Widerstand dagegen, dass Nordrhein-Westfalens seinen guten Ruf als soziales Gewissen der Bundesrepublik verliert. Dabei ist durchaus Herzblut im Spiel: Das Landespersonalvertretungsgesetz von 1984 ist und bleibt ein Kronjuwel sozialdemokratischer Regierungspolitik unter Johannes Rau. In seiner Regierungserklärung vom 10. Juni 1985 konnte Ministerpräsident Johannes Rau deshalb vor dem Landtag ausführen:

"Zum sozialen Frieden gehört, dass wir die Montanmitbestimmung dauerhaft sichern und die Mitbestimmung der Arbeitnehmer und ihrer Gewerkschaften ausbauen, wie wir das mit dem Landespersonalvertretungsgesetz getan haben. Wer Mitbestimmung verweigert, hat aus der Vergangenheit unseres Industrielandes nichts gelernt." 

Jetzt zeigt sich, Rüttgers hat aus der Geschichte unseres Landes nichts gelernt. Wer heute die Mitbestimmung im öffentlichen Dienst schleifen will, vergreift sich morgen an der Mitbestimmung und der Betriebsverfassung in der Wirtschaft

Anrede

Wir haben gehört, der Ministerpräsident habe den Gewerkschaften zu Beginn zugesichert, sie in diesen Prozess einzubeziehen. Jetzt sehen wir, was diese Versprechen wert waren: Über die Köpfe der Betroffenen hinweg hat der Innenminister in einer Nacht-und-Nebel-Aktion seinen Gesetzentwurf durchgepeitscht. Kein Wort mehr von Beteiligung. Der DGB-Landesbezirksvorsitzende, Guntram Schneider, hat Recht behalten: Rüttgers besitzt ein sizilianisches Verhältnis zur Wahrheit.

Anrede

Ich verstehe die verzweifelt Frage des Kollegen Kruse an die Gewerkschaften während der Anhörung zum POG II, was sie denn raten könnten, damit die Regierung die Beschäftigten bei Reformen mitnehmen könnten. Die Antwort des Vorsitzenden der Deutschen Polizeigewerkschaft, Rainer Wendt, müsste Ihnen in den Ohren klingeln. Wenigstens so zu tun, als ob Sie sich für die Belange der Beschäftigten interessieren würden, hat ihnen dieses bekennende CDU-Mitglied und weniger bekennende CDA-Mitglied hat er ihnen geraten!"

Anrede 

In der Regierung findet sich niemand, der die Interessen und Belange der Beschäftigten vertritt. Der Arbeits- und Sozialminister kann es offensichtlich nicht. Der Landesvorstand der CDA hat die Eckpunkte zur Novellierung des Landespersonalvertretungsgesetzes entschieden abgelehnt. Der Chef der CDA-Mitglieder im Landtag, Norbert Post drohte: "Wir sind nicht bereit, all das so mitzutragen, was da an freiheitlichen Ideen entwickelt wurde." Was ist dabei herausgekommen? Nichts, gar nichts hat der CDA-Bundesvorsitzende Laumann hat die Verschlechterungen des Landespersonalvertretungsgesetzes nicht verhindern können. Im Gegenteil: Er hat sich an der Täuschung der Gewerkschaften beteiligt und dem Referentenentwurf wie alle CDU-Minister im Kabinett seinen Segen gegeben.

Der Kreisvorsitzende der Essener CDU stellt völlig zu Recht fest: "Wolfs Gesetzentwurf ist ein Rückfall in die Steinzeit."

Ein kleiner Hinweis an die Kollegen von der CDA im Landtag: Sie müssen besser aufpassen! Der Antrag ihrer Fraktion für diese aktuelle Stunde spricht davon, dass Kabinett habe in der vergangenen Woche "Eckpunkte für ein neues LPVG" verabschiedet, mit der die Mitbestimmungsregelungen im öffentlichen Dienst modernisiert werden." - Liebe Kollegen, die Eckpunkte waren schon längst beschlossen, Sie haben sie nicht verhindert. Jetzt hat das Kabinett einen ausgewachsenen Referentenentwurf beschlossen - den  haben Sie auch nicht verhindert. Und: Wollen Sie allen Ernstes von der "Modernisierung" der Mitbestimmung im öffentlichen Dienst sprechen?

Es bleibt Ihr Rätsel wie Sie behaupten können, das Personalvertretungsrecht würde modernisiert. Diese Modernisierung besteht nach der Vorstellung der Landesregierung bestenfalls in der Übernahme der Beteiligungsrechte aus dem Bundespersonalvertretungsgesetz. Dies ist kein Fortschritt sondern ein Rückschritt und reaktionär im Sinne des Wortes: nämlich ein Streben, nicht mehr Zeitgemäßes wieder herzustellen. Denn: Das Bundesrecht bleibt hinter der Mitbestimmung in NRW zurück. Darum galt und gilt unser Landesgesetz ja auch zu Recht als vorbildlich. Es kann doch nicht richtig sein, dass wir uns jetzt daran orientieren, wo am wenigsten Mitbestimmung möglich ist und diese Gesetze abschreiben. Das ist nichts anderes als Demokratie-Dumping!

Außerdem: Jeder Veränderungsbedarf sollte schlüssig belegt werden können. Es stimmt doch nicht, dass die Mitbestimmung der Beschäftigten des öffentlichen Dienstes die Modernisierung der Verwaltung ver- oder behindert hat - so behaupten es jedenfalls CDU und FDP. Im Gegenteil: In den vergangenen Jahren sind vielfältige Veränderungen in der Landesverwaltung, besonders aber in den kommunalen Verwaltungen, erfolgreich vorgenommen worden. Diese Erfolge kamen nicht trotz, sondern wegen der vorbildlich ausgebauten Mitbestimmung in Nordrhein-Westfalen zustande. Jetzt schaffen sie statt Motivation Misstrauen und statt Leistungsbereitschaft Verunsicherung.

Anrede

Der Fraktionsvorsitzende der FDP, Herr Papke, versteigt sich sogar zu der Behauptung, wer den Staub wegpuste, müsse damit rechnen dass der eine oder Andere huste.

Ich sage ihnen, mit dem Staub, den Sie aufwirbeln, werden Sie es sein, der sich einen Dauerhusten holen wird. Und Sie müssen aufpassen, dass sie bei der nächsten Wahl nicht weggepustet werden!

Der schon soeben zitierte CDA-Kreisvorsitzende gibt ja denselben Rat: " Wenn die CDU die nächste Wahl gewinnen will, muss Rüttgers aufpassen." Und der Vorsitzende der CDU-Ratfraktion in Rheine meinte neulich, wenn die Landesregierung so weiter mache, sei die nächste Wahl verloren.

Anrede

An der Spitze dieses Kabinetts steht das CDA-Mitglied Jürgen Rüttgers. Deswegen ist seine Rolle als Sozialschauspielers in diesem Drama zu beleuchten. Wir konnten den Ministerpräsidenten ja schon in vielen Rollen bewundern. Seit seinem Regierungsantritt hat er den ständigen Kleiderwechsel zum Prinzip erhoben. Einmal gab er das soziale Gewissen der CDU, dann verkaufte er sich als selbsternannter Arbeitführer. Er war sich nicht einmal dazu zu schade, zu versuchen in die viel zu großen Kleider von Johannes Rau zu steigen. 

Wenn es allerdings darum geht, tatsächlich etwas für Arbeitnehmerinteressen zu tun, geht der Schauspieler Rüttgers von der Bühne und verschwindet in den Kulissen. Von dort aus schaut er dem massiven Abbau von Mitbestimmungsrechten nicht nur zu, er dirigiert diesen Abbau! 

Tariftreuegesetz, Einschränkung, der kommunalwirtschaftlichen Betätigung, PEM, unsinnige Verwaltungsreformen, die neue Bürokratie für weniger Beschäftigte aufbauen….. Alles in allem: Betrachtet man dieses Kabinett, dann kann man sich des Eindrucks nicht erwehren, dass da seit dem 22. Mai 2005 Heuschrecken über unser Land gefallen sind. Sie fressen unter der Parole "Privat vor Staat" in atemberaubender Geschwindigkeit das weg, was die Gewerkschaften und die SPD in Jahrzehnte Arbeit mühsam aufgebaut haben.

Ich darf Ihnen versichern, wir werden diesem Treiben nicht tatenlos zusehen. In den kommenden Monaten werden Sie immer wieder auf uns treffen - nicht nur hier im Landtag, in jedem Kreis, in jeder Stadt und jeder Gemeinde unseres Landes. 

Das wird unser Beitrag dafür sein, den sozialen Häuserkampf zu verhindern, den das neue Landespersonalvertretungsgesetz auslösen wird. 

Wir möchten, dass Nordrhein-Westfalen wieder zu einem Land des sozialen Friedens und der sozialen Demokratie wird. Wir stehen für eine Reformpolitik mit Augenmaß und sozialem Gewissen. Dieses soziale Gewissen unseres Landes opfern Sie gerade auf dem Altar einer Politik, die die Bürgerinnen und Bürger nicht ernst nimmt, ja, die Sie gegen die Bürgerinnen und Bürger unseres Landes in einer beispiellosen Kälte betreiben!

Glück Auf!
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